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 Barometer 
Das Barometer zeigt wichtige Daten, die im letzten Quartal im Zusammenhang mit Haus-, 
Fach- und Zahnärzten sowie Apothekern veröffentlicht wurden. Sie fundieren die Bera-
tung und erlauben eine bessere Einschätzung der aktuellen ökonomischen Entwicklung  
in dieser Branche.

Altersvorsorgemodell „Arztpraxis“  
hat inzwischen ausgedient!
Der aktuelle Ärztemonitor, eine Umfrage des Marktforschungsinstituts infas im Auftrag der Kas-
senärztlichen Bundesvereinigung (KBV) und des NAV-Virchow-Bundes, zeigt, dass 23 % der 
Ärzte in den kommenden fünf Jahren eine Praxisabgabe planen. Innerhalb der Altersgruppe 60+ 
beläuft sich dieser Anteil auf 64 %. Von den Ärzten, die konkrete Pläne zu einer Praxisabgabe 
haben, wollen 18 % bereits im kommenden Jahr und 17 % innerhalb der kommenden zwei Jahre 
aussteigen. Dabei zeigt sich jedoch, dass sich die Suche nach einem Nachfolger problematisch 
gestaltet (vgl. Abbildung). 

Umfrageergebnisse zur Suche nach einem Praxisnachfolger
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Quelle: KBV-Ärztemonitor – Juli 2014  Grafik: REBMANN RESEARCH

Fast die Hälfte aller praxisabgabewilligen Mediziner (49 %) hat bereits aktiv nach einem Nach-
folger gesucht (54 % in der Altersgruppe 60+), jedoch waren bislang lediglich 39 % bei der Su-
che erfolgreich. Bei den Hausärzten lag dabei die Erfolgsrate mit 34 % deutlich unter jener der 
fachärztlichen Kollegen (45 %). Angesichts der niedrigen „Erfolgsquoten“ ist es nicht verwunder-

lich, dass 74 % der ausstiegswilligen Ärzte es als „schwierig“ – 52 % davon als „sehr schwierig“ 
erachten, einen Praxisnachfolger zu finden. Erwartungsgemäß sind die Schwierigkeiten bei der 
Praxisübergabe bei den Hausärzten ausgeprägter als bei den fachärztlichen Kollegen. Als Kon-
sequenz der Probleme bei der Nachfolgesuche sinkt das Vertrauen der Ärzte in das „klassische 
Altersvorsorgemodell“ in Form des Praxisverkaufs. 74 % der Ärzte stimmten der Aussage „voll 
und ganz“/“eher“ zu, dass die Praxis ihre „Funktion als Altersvorsorge“ verloren hat. Auch hier 
liegt der Anteil bei den Hausärzten (79 %) höher als bei den Fachärzten (71 %).

Insgesamt bestätigt die Umfrage nicht nur die Prognosen, dass es künftig zu Problemen bei 
der Sicherstellung der ambulanten Versorgung kommen wird, sondern zeigt auch auf, dass das 
ärztliche Berufsbild im Wandel begriffen ist. Dieser zeichnet sich unter anderem durch folgende 
Faktoren aus:
■  �zunehmende Beliebtheit der Angestelltentätigkeit: So stieg der Anteil der ambulant arbeitenden 

angestellten Ärzte von rund 10 % im Jahr 2012 auf aktuell 15 %.
■  �höhere Wertschätzung von Familie und Freizeit: Dies äußert sich direkt in der Abnahme der 

durchschnittlichen Wochenarbeitszeit: Gegenüber dem Jahr 2012 sank die durchschnittliche 
Wochenarbeitszeit bei den Fachärzten von 55,3 auf 52,5 Stunden und bei den Hausärzten von 
57,6 auf 55,7 Stunden.

■  �steigende Kooperationsbereitschaft: Heute sind bereits rund 52 % der Niedergelassenen in 
einer Kooperation tätig (BAG: 36 %, MVZ: 8 % und Praxisgemeinschaft 7 %) mit steigender Ten-
denz. 11 % der Einzelpraxisinhaber planen in den kommenden fünf Jahren einen Wechsel in 
eine Kooperationsform. 

Niedergelassene Ärzte sollten aufgrund der obigen Rahmenbedingungen ihre Praxisabgabe 
rechtzeitig planen und dabei auch alternative Modelle in Erwägung ziehen, die einen Verkauf 
der Praxis erleichtern. Dieses könnten beispielsweise Investitionen in die Ausstattung und somit  
Attraktivität der Praxis sein, ihre Überführung in eine Kooperationsform oder frühzeitige Anstel-
lung/Aufnahme eines Partners, der die Praxis zu einem späteren Zeitpunkt übernimmt. Daneben 
sind idealerweise ergänzende Maßnahmen zur Altersvorsorge zu treffen. 

EBM-Weiterentwicklung – das plant die KBV 
Bezüglich des Hausarzt-EBMs stehen zumindest bereits die wesentlichen Positionen fest, welche 
die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) in die Verhandlungen einbringen will:
■  �Zuschläge für die Vorhaltefinanzierung der technischen Grundausstattung wie EKG-Geräte, 

Geräte zur Langzeit-Blutdruckmessung oder Ultraschall. Ziel ist es, dass sich Investitionen in 
die technische Ausstattung auch dann amortisieren, wenn die Hausarztpraxen nur geringe Fall-
zahlen aufweisen. 
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■  �Aufbau extrabudgetärer Grundfinanzierung für qualifizierte nicht-ärztliche Praxisassistenten. 

Hierdurch sollen nach dem Willen der KBV neue, auf einer verstärkten Delegation beruhende 
Praxisstrukturen aufgebaut werden, die die Hausärzte zeitlich entlasten.

■  �Einführung des sozialmedizinisch hausärztlichen Gesprächs als neue Leistung. Grund ist, dass 
die Ärzte diese Leistung, die bislang nicht vergütet wird, immer öfter erbringen.

■  �Ersatz der schlecht honorierten Vertreterpauschale durch die Kontaktpauschale.
■  �Ausbau der gegenwärtigen Leistungen der Sozialpädiatrie bei den Kinderärzten.

Die neuen Regeln des Hausarzt-EBM sollen ab dem 1. Januar 2015 – jene für den Facharzt-EBM 
zum 1. Januar 2016 - gelten. Beim Facharzt-EBM sollen nach dem Willen der KBV die einzelnen 
Leistungen, die jetzt über Pauschalen abgedeckt sind, wieder mehr Gewicht erhalten. Hierdurch 
sollen der Behandlungsaufwand und die ärztlichen Schwerpunkte besser berücksichtigt werden. 
Eine Untergliederung der Grundpauschalen nach Erstpatient und bereits bekannten Patienten ist 
geplant. Noch stehen die Details hierzu aus. Sie sollen unter Anhörung der einzelnen Fachgrup-
pen entwickelt werden.
 
Übergeordnetes Ziel der KBV ist es, im Rahmen der anstehenden EBM-Verhandlungen nach ei-
gener Aussage „Strukturpolitik“ zu betreiben, um gegen den Hausärztemangel anzugehen. In der 
Tat besteht diesbezüglich Handlungsbedarf. Offenbar führt die Unzufriedenheit der Hausärzte 
mit dem neuen EBM zu einem großen Zulauf bei den Hausarztverträgen. Nach Auskunft der 
Hausärztlichen Vertragsgemeinschaft (HÄVG) könnte die Summe der Honorarvolumina aus den 
Hausarztverträgen noch in diesem Jahr die Ein-Milliarden-Grenze überschreiten. Seit Einführung 
des neuen Hausarzt-EBM gab es einen sehr auffallenden Anstieg bei den teilnehmenden Ärzten.

GKV-Finanzen schrumpfen
Den Ergebnissen der Finanzentwicklung der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) zufolge, 
haben die Kassen in den ersten sechs Monaten 2014 trotz einer Steigerung der Beitragseinnah-
men (die in den Gesundheitsfonds fließen) um 3,5 % auf 91,4 Milliarden Euro mit einem Defizit 
von 630 Millionen Euro abgeschlossen. Im Vergleich zum ersten Halbjahr 2013 erhöhten sich die 
Zuweisungen aus dem Fonds an die Kassen um vier Prozent auf 99,8 Milliarden Euro. Im Einzelnen 
lässt sich das Defizit auf folgende Entwicklungen zurückführen: 

■  �Prämienzahlungen der Kassen (v. a. Ersatz- und Betriebskrankenkassen) an ihre Versicherten in 
Höhe von insgesamt 393 Millionen Euro 

■  �Ausweitung des freiwilligen Angebots zusätzlicher Leistungen für die Versicherten (erweiterte 
Satzungsleistungen) wie z.B. Osteopathie und professionelle Zahnreinigung 

■  �Anstieg der Leistungsausgaben je Versicherten um 5,2 % (vgl. im Einzelnen Abbildung)

Entwicklung der Leistungsausgaben der GKV je Versichertem  
(1. Halbjahr 2013/1. Halbjahr 2014)
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Quelle: Bundesministerium für Gesundheit  Grafik: REBMANN RESEARCH

Nach wie vor verfügen GKV und Gesundheitsfonds über ein komfortables „Finanzpolster“ in Höhe 
von 16,2 Milliarden Euro (-400 Millionen Euro im Vergleich zum ersten Halbjahr 2013) und 10,4 
Milliarden Euro. Der Abfluss der Reserven beim Fonds um 700 Millionen Euro erklärt sich ins-
besondere durch den um 8,7 % auf 5,2 Milliarden Euro gekürzten Bundeszuschuss. Sofern aus 
konjunktureller Sicht keine überraschende Entwicklung eintritt, dürfte die Finanzierung der Kran-
kenversicherung weiterhin kein Anlass zur Sorge bereiten, zumal auch die Einnahmen aus den 
Versichertengeldern aufgrund der Sonderzahlungen (Zulagen und Weihnachtsgeld) erfahrungs-
gemäß höher ausfallen. Somit ist für das Gesamtjahr wieder mit einem ausgeglichenen oder sogar 
leicht positiven Abschluss der GKV zu rechnen.
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Sachverständigenrat: Konzepte gegen den Landarztmangel 
In seinem aktuellen Gutachten „Bedarfsgerechte Versorgung – Perspektiven für ländliche Regi-
onen und ausgewählte Leistungsbereiche“ stellt der Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
Entwicklung im Gesundheitswesen Empfehlungen zur Behebung des zunehmenden Ärzteman-
gels auf dem Land vor: 
■  �Landarztzuschlag in stark unterversorgten Regionen: Honorarzuschlag von 50 % auf die Grund-

leistungen der Regelversorgung (optional auf die Honorare aus Selektivverträgen) für Hausärzte 
bei einem unter 90 % liegenden Versorgungsgrad und für grundversorgende Fachärzte bei 
einem Versorgungsgrad unter 75 %.

■  �Praxisstillegungen in stark überversorgten Regionen: Pflicht der Kassenärztlichen Vereini-
gungen zum Aufkauf freier Vertragsarztsitze bei einem Versorgungsgrad von über 200 %.

■  �Bildung Lokaler Gesundheitszentren zur Primär- und Langzeitversorgung (LGZ): Das Konzept 
sieht ein zentralisiertes Angebot ambulanter und stationärer Leistungen sowie von Leistungen 
anderer Gesundheitsberufe vor, weiterhin die Integration von mobilen Praxen, Hol- und Bring-
diensten und telemedizinischen Leistungen sowie ein Angebot attraktiver (Teilzeit-)Arbeitsplätze 
für Nachwuchsmediziner (tage- oder wochenweise Arbeit auf dem Land bei Wohnsitz in der 
Stadt, eigener Kindergarten). Die Finanzierung soll über den Innovationsfonds erfolgen. 

■  �Einführung eines teilweisen Dispensierrechtes für Hausärzte für definierte Arzneimittel.
■  �Abschwächung der Wirtschaftlichkeitssanktionen: Bereinigung der Vergleichsgruppen für die 

Wirtschaftlichkeitsprüfungen um die atypisch arbeitenden Mediziner und Deckelung der Re-
gresse auf maximal 20.000 Euro.

■  �Übergang des Sicherstellungsauftrags auf das Land bei Versagen der KVen: Sofern die KVen 
ihrem Versorgungsauftrag nicht nachkommen, soll der Sicherstellungsauftrag an das jeweilige 
Bundesland übergehen, das dann eine komplette Ausschreibung der Versorgung vornimmt. 

■  �Nachwuchsförderung in der Allgemeinmedizin: Gründung einer „Förderstiftung medizinische 
Aus- und Weiterbildung“, besondere Berücksichtigung des Fachs Allgemeinmedizin bei der 
Hochschulfinanzierung, Reform der Aus- und Weiterbildung (u. a. Reduzierung der durchschnitt-
lich acht Jahre dauernden Weiterbildung und Einführung eines hausärztlichen Pflichtquartals im 
Praktischen Jahr).

Das Gutachten macht deutlich, dass der Sachverständigenrat akuten Handlungsbedarf bei der 
Steuerung der ambulanten Versorgung sieht. Die Sachlage ist relativ komplex, da das ärztliche 
Angebot sehr ungleich verteilt ist: In den Städten und Ballungszentren lässt sich eine zunehmende 
Überversorgung und in den ländlichen Gebieten eine steigende Unterversorgung bei einem Trend 
zur Zentralisierung der Versorgung beobachten. Dabei sind die bisherigen Modelle von Politik und 
Selbstverwaltung zur Lösung dieser Probleme nicht zufriedenstellend. Auch der Gesundheitsmi-
nister hat dies erkannt und bereits ein weiteres Gesetzesvorhaben zur Sicherung der Versorgung 
in strukturschwachen Regionen angekündigt. Offen bleibt, inwieweit er den zum Teil heftig disku-
tierten Vorschlägen des Sachverständigenrates Folge leisten wird.

 Talk 
Talk kommentiert gesundheitspolitische Entscheidungen und Diskussionen, die 
für alle Fachrichtungen relevant sind. Das Wissen um diese aktuellen Rahmen- 
bedingungen bildet oft einen zentralen Erfolgsfaktor für alle managementrelevanten  
Entscheidungen. 

Arztpraxen: Große Defizite bei der Barrierefreiheit 
Die Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage der Abgeordneten Sabine Zimmermann (Linke) 
zum Thema Barrierefreiheit in deutschen Arztpraxen zeigt, dass auf diesem Gebiet großer Nach-
holbedarf besteht. Wie die Stiftung Gesundheit näherungsweise ermittelte, haben lediglich rund 
22 % der Hausarztpraxen, 17 % der psychotherapeutischen Praxen und 17 % der Zahnarztpra-
xen einen barrierefreien Zugang. Am wenigsten Probleme gibt es bei den radiologischen Praxen, 
von denen 37 % über einen barrierefreien Zugang verfügen. Noch schlechter ist die Ausstattung 
mit barrierefreien Toiletten und Untersuchungsmöbeln. Hier fallen insbesondere die Hausarzt-
praxen (2 %) und die gynäkologischen Praxen (4 %) negativ auf. Auch der Ersatzkassenverband 
vdek kommt bei der Auswertung seines Arztbewertungsportals www.vdek-arztlotse.de zu dem 
Ergebnis, dass lediglich rund 11 % der auf dem Portal gelisteten 196.000 niedergelassenen Ärzte, 
Zahnärzte und Psychologischen Psychotherapeuten mindestens drei der zwölf vom vdek gefor-
derten Kriterien der Barrierefreiheit erfüllen. Die Bundesregierung will im Rahmen des bereits 2011 
beschlossenen Aktionsplans zur Umsetzung der UN-Behindertenkonvention bis zum Jahr 2020 
erreichen, dass die Arztpraxen „zunehmend barrierefrei zugänglich werden“. Zu diesem Zweck ist 
die Entwicklung eines Konzepts gemeinsam mit den Ärzten geplant.

Laut Kassenärztlicher Bundesvereinigung (KBV) gab es in Deutschland im Jahr 2013 rund 9,6 Mil-
lionen Bürger mit Behinderung. Angesichts der demografischen Entwicklung wird das Thema Bar-
rierefreiheit von Gesundheitseinrichtungen künftig immer dringlicher. Während eine barrierefreie 
Gestaltung beim Praxisneubau aufgrund des geltenden regionalen Baurechts meist Pflicht ist, 
liegt das Problem bei den bereits bestehenden Praxen. Bei diesen lassen sich jedoch die Defizite 
bei der Barrierefreiheit nicht auf mangelnde Sensibilität der Praxisinhaber zurückführen, sondern 
auf die hohen Kosten, mit denen ein entsprechender Umbau der Praxis in aller Regel verbunden 
ist. Die KBV geht bei älteren Praxisräumen von Investitionssummen aus, die häufig im sechsstelli-
gen Bereich liegen. Insofern ist damit zu rechnen, dass gerade ältere Praxisinhaber diesbezüglich 
keine Investitionen mehr tätigen werden. 

Um die Ärzte im Zusammenhang mit der barrierearmen/-freien Ausgestaltung der Praxen zu un-
terstützen, fordert die KBV sowohl eine Kostenbeteiligung der Krankenkassen sowie die Auflage 
eines speziellen Programms der Kreditanstalt für Wiederaufbau. Die Bundesregierung hat nun die 
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Absicht, mit einem gemeinsam mit der Ärzteschaft zu entwickelnden Gesamtkonzept zu errei-
chen, „dass bis zum Jahr 2020 Arztpraxen zunehmend barrierefrei zugänglich werden“. Dies sieht 
auch der Nationale Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Konvention vor.

G-BA schränkt Umwandlung von Arztstellen ein
Mit Beschluss vom 17. Juli 2014 hat der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) die Umwandlung 
von Arztstellen eingeschränkt. Der Entscheidung des G-BA zufolge können künftig 0,75- und 
0,25-Stellen nicht mehr in einen vollen bzw. halben Arztsitz umgewandelt werden. Eine Umwand-
lung einer Anstellung mit dem Faktor 0,75 in eine volle Zulassung und die Umwandlung einer 
Anstellung mit dem Faktor 0,25 in einen halben Vertragsarztsitz ist somit ausgeschlossen. Die 
Umwandlung einer Anstellung in eine Zulassung ist folglich nur noch dann möglich, wenn der 
Anstellungsumfang einem halben oder vollen Vertragsarztsitz entspricht.

Mit dem Beschluss schiebt der G-BA der in der Vergangenheit von Medizinischen Versorgungs-
zentren (MVZ) und großen Arztpraxen mit angestellten Ärzten inflationär betriebenen „Stellen-
vermehrung“ und somit Umgehung der Zulassungsbeschränkungen einen Riegel vor. So war es 
gerade bei einigen vertragsärztlichen Einrichtungen in überversorgten und somit für weitere Zu-
lassungen gesperrten Gebieten Usus, einen Sitz und damit eine ganze Stelle in eine 0,75-Stelle 
und in eine 0,25-Stelle aufzuteilen. Diese durften nach § 21 Abs. 5 der Bedarfsplanungsrichtlinie 
in eine volle bzw. eine 0,5-Stelle umgewandelt werden. Anschließend konnte die neue 1,0-Stelle 
wiederrum aufgeteilt werden.

Patienten offen für Online-Terminvergabe
Beinahe jeder vierte Patient wäre bereit, seine Arzttermine online zu buchen. Dies geht aus einer 
aktuellen repräsentativen Befragung von 6.000 Bürgern hervor, die die Forschungsgruppe Wah
len im Auftrag der Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV) durchgeführt hat. Die Umfrage, die 
sich zusätzlich noch auf die Zufriedenheit der Patienten mit der ambulanten Behandlung und die 
Häufigkeit von Arztbesuchen bezog, kam beim Thema Online-Terminvergabe und Internet bei der 
Gruppe der Befragten, die das Internet nutzen, zu folgenden Ergebnissen:
■  �23 % halten Online-Terminvergabesysteme für Arztpraxen für wichtig.
■  �82 % würden es bevorzugen, einen entsprechenden Zugriff direkt auf der Homepage der jewei-

ligen Arztpraxis zu haben.
■  �Lediglich 8 % sehen in einer zentralen Website zur Online-Terminvergabe eine Alternative.
■  �10 % beziehen diesbezüglich keine klare Position.

■  �Für 39 % (2012: 28 %) sind Praxis-Websites bei der Suche nach einem neuen Arzt wichtig/sehr 
wichtig.

■  �44 % erwarten auf den Praxis-Webseiten Informationen zu den Sprechzeiten und dem medizi-
nischen Leistungsspektrum.

■  �28 % halten ferner Angaben zum fachlichen Werdegang und zu spezifischen (Zusatz-)Qualifika-
tionen des Arztes oder zu besonderen Anwendungs- und Therapiemethoden für wichtig.

Das Internet spielt eine immer wichtigere Rolle bei der Beschaffung von Gesundheitsinformati-
onen, bei der Suche nach einem geeigneten Arzt und bei der Bewertung von Praxen. Der Aufbau 
und die Pflege einer professionellen Praxis-Website sind also durchaus lohnende Investitionen. 
Denn wie die Umfrage zeigt, bevorzugen die Patienten die Terminvergabemöglichkeit direkt auf 
der Homepage des Arztes. Hier können die Praxen mit der Bereitstellung von Informationen (z. B. 
über das Praxisteam, Krankheiten, Behandlungsmöglichkeiten, IGeL etc.) dafür sorgen, dass die 
Patienten optimal auf den Arztbesuch vorbereitet sind, was einen Zeitgewinn auf beiden Seiten 
bedeutet. Auch beim Praxispersonal kann die Online-Terminvergabe zu einer Entlastung führen.

Gesundheitswirtschaft boomt
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) hat die Ergebnisse zweier neuer For-
schungsprojekte zur Bedeutung der Gesundheitswirtschaft vorgestellt: „Vom Gesundheitssatel-
litenkonto zur Gesundheitswirtschaftlichen Gesamtrechnung“ und „Messung der Produktivitäts-
entwicklung der Gesundheitswirtschaft“. Hauptergebnisse der Projekte waren:
■  �Wichtige Arbeitgeberfunktion: Die deutsche Gesundheitswirtschaft zählt rund 6 Mio. Beschäf-

tigte bzw. 4,5 Mio. Vollzeitstellen. Daneben stehen weitere 3,1 Mio. Arbeitsplätze in anderen 
Branchen direkt mit der Gesundheitswirtschaft in Zusammenhang.

■  �Hohe Bedeutung für die Wirtschaft: Die Gesundheitswirtschaft zählt zu den größten Wirt-
schaftssektoren in Deutschland. Vorläufigen Berechnungen zufolge betrug ihr Anteil am BIP 
2012 bereits über 11 % (vgl. Abbildung). Die direkte Bruttowertschöpfung der Branche wird auf 
rund 260 Mrd. Euro prognostiziert, was gegenüber 2005 einen Anstieg um 60 Mrd. Euro bedeu-
tet. Hinzu kommen weitere 178 Mrd. Euro an indirekter Wertschöpfung in anderen Branchen.

■  �Steigender Exportanteil: Der Anteil der Gesundheitswirtschaft am Export betrug im Jahr 2012 
bereits 6,4 % (85 Mrd. Euro), was gegenüber 2005 einem Anstieg um 30 Mrd. Euro entspricht.

■  �Hohe Innovationskraft: Die Branche ist durch eine hohe Innovationskraft gekennzeichnet, die 
sich wiederum positiv auf andere Branchen auswirkt. Über die Verringerung des Kranken-
standes trägt sie ferner zu einem Rückgang der indirekten Krankheitskosten und einer besseren 
Produktivität bei.
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Entwicklung des Anteils der Gesundheitsausgaben am Bruttoinlandsprodukt
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Die Zahlen machen deutlich, welche Größe der „economic footprint“ der Gesundheitswirtschaft 
mittlerweile erreicht hat. Besonders auffällig sind dabei die von der Branche ausgehenden „Aus-
strahleffekte“ in Form von Beschäftigung und Wertschöpfung in anderen Branchen. Aus Sicht 
der Nachfrage spricht vieles dafür, dass sich der Gesundheitsmarkt künftig weiter stark entwi-
ckeln wird. So sorgen der medizinisch-technische Fortschritt, die Überalterung der Bevölkerung 
und das steigende Gesundheitsbewusstsein für eine gesicherte Nachfrage. Als Risikofaktoren 
könnten sich jedoch der zunehmende Fachkräftemangel (das Wirtschaftsinstitut WiFor prognos-
tiziert für 2030 bereits mehr als 600.000 fehlende Fachkräfte) und die Grenzen der Finanzierungs-
systeme der Gesetzlichen Krankenversicherung sowie der Sozialen Pflegeversicherung erweisen.

 Fachrichtung 
Fachrichtung geht ins Detail und zeigt Veränderungen auf, die eine ganz spezielle Fach- 
richtung oder die Meinung der oft starken Fachrichtungslobby betreffen. Dadurch wird die  
Gesamtbranche weiter segmentiert und somit auf spezielle Chancen sowie Risiken innerhalb 
einzelner Marktsegmente hingewiesen.

ALLGEMEINÄRZTE
Bundesversicherungsamt bemängelt Umsetzung der Hausarztzentrierten Versorgung
Seit 2012 müssen Selektivverträge nach § 73b, Verträge zur Integrierten Versorgung (IV) sowie zur 
Hausarztzentrierten Versorgung (HzV) dem Bundesversicherungsamt (BVA) zur Prüfung vorgelegt 
werden. Nun hat das BVA in seinem Tätigkeitsbericht insbesondere die schleppende Umsetzung 

der HzV-Verträge durch die Krankenkassen angemahnt. Im Jahr 2013 wurden insgesamt 1.268 
Verträge zur Prüfung vorgelegt, von denen acht förmlich beanstandet wurden. Dennoch ist das 
BVA mit der Umsetzung der HzV nicht zufrieden. Obwohl viele Verträge geschlossen sind, wer-
den sie in der Praxis nur mit Verzögerungen umgesetzt. Die größte Hürde ist dabei die Einigung 
auf einen Bereinigungsvertrag mit der zuständigen Kassenärztlichen Vereinigung. In den neuen 
Bundesländern bleiben viele Hausärzte dem KV-System treu. Aufgrund der weggefallenen Wirt-
schaftlichkeitsvorgaben hofft das BVA nun auf eine schnellere Umsetzung der Verträge.

Der Abschluss eines HzV-Vertrages erfordert gleichzeitig den Abschluss eines Bereinigungsver-
trags mit den zuständigen KVen. Andernfalls hätten diese für die in die HzV eingeschriebenen Ver-
sicherten doppelte Ausgaben zu tragen. Die KVen jedoch geben ihrerseits ungern Bestandteile 
ihrer bereits verhandelten Budgets für die HzV ab und vertreten deshalb harte Verhandlungspo-
sitionen. Kommt ein Bereinigungsvertrag zustande, so schlägt sich dieser sofort in dem RLV und 
QZV des Arztes je nach Anteil seiner eingeschriebenen Patienten nieder. Problematisch sind die 
Patienten, die Leistungen in der HzV und im Kollektivvertrag in Anspruch nehmen. Unter Umstän-
den muss die Krankenkasse zweimal zahlen, denn Haftungsansprüche gegenüber den Patienten 
sind, obwohl sie mittlerweile in den Verträgen stehen, nur schwer durchzusetzen.

FACHÄRZTE
Ärzte für Haut- und Geschlechtskrankheiten –  
Mediziner fordern breites Chlamydien-Screening
In den vergangenen Jahren haben sich auch in Deutschland sexuell übertragbare Krankheiten 
immer weiter ausgebreitet. In diesem Zusammenhang berichtet die DSTIG (Deutsche Ge-
sellschaft für „Sexually Transmitted Infections“) über eine besorgniserregende Zunahme der  
Chlamydieninfektionen. Chlamydien zählen zu den häufigsten sexuell übertragbaren Bakterien. 
Weltweit kommt es zu rund 90 Millionen Neuinfektionen pro Jahr. Das Robert-Koch-Institut 
schätzt, dass sich in Deutschland jährlich rund 300.000 (v. a. jüngere) Bürger mit dem Erreger  
infizieren. Laborunternehmen, die Chlamydien-Tests durchführen, sprechen sogar von annähernd 
500.000 Neuinfektionen pro Jahr. Genaue Zahlen existieren nicht, da die anonyme Meldepflicht 
im Jahr 2001 abgeschafft wurde. 

Als besonders gefährlich gilt der Erreger deshalb, weil sich über Monate oder Jahre hinweg eine 
chronische Infektion ohne akute Krankheitssymptome entwickeln kann. Chlamydia trachoma-
tis dringt in Schleimhautzellen ein und programmiert ihre Wirtszellen um, wo sie sich vermehrt 
oder für lange Zeit in einem für das Immunsystem unsichtbaren Ruhestadium bleibt (80 bis 90 % 
der Infektionen verlaufen zunächst symptomlos). Die Folge sind zunehmende Mutationen in der 
menschlichen DNA, die zu schweren Entzündungen an den Fortpflanzungsorganen sowie des 
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Darms, zu Unfruchtbarkeit und nach Vermutungen des RKI sogar zur Krebsentstehung führen 
können. Dabei lassen sich die Chlamydien – einmal entdeckt – gut mit Antibiotika bekämpfen. 
Der Gebrauch von Kondomen dämmt das Risiko zwar ein, schließt eine Infektion jedoch nicht 
völlig aus. Die DSTIG ruft deshalb die Krankenkassen zu einer Erweiterung des seit 2008 beste-
henden Screening-Programmes für alle jungen, sexuell aktiven Menschen auf. Damit greifen sie 
die bereits seit langem bestehenden Forderungen der Bundesärztekammer und verschiedener 
Facharztverbände auf. Momentan haben lediglich Frauen unter 25 Jahren Anspruch auf einen 
Test. Mit Verweis auf die Empfehlungen des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA), der über 
den Leistungskatalog der Gesetzlichen Krankenversicherung entscheidet und der sich bislang 
nicht für eine Ausweitung der Screening-Leistungen ausgesprochen hat, lehnen die Kassen bis-
lang jedoch die Ausweitung des Screening-Programmes ab.

Trotz der formalen Zuständigkeit des G-BA täten die Kassen im eigenen Interesse gut daran, sich 
für eine Erweiterung des Screenings und allgemein für eine verbesserte Aufklärung und Prävention 
angesichts der besorgniserregenden Zunahme sexuell übertragbarer Krankheiten einzusetzen. 
Denn die Folgekosten, gerade für die gesetzliche Krankenversicherung selbst, sind enorm: So 
wird laut RKI jede vierte bis fünfte von einer Infektion betroffenen Frau unfruchtbar. Eine Frucht-
barkeitstherapie – die von den Kassen für Verheiratete in der Regel übernommen wird – kann 
jedoch bis zu 80.000 Euro kosten. Andere Länder wie Großbritannien und die Niederlande sind 
diesbezüglich fortschrittlicher. So wurde dort bereits der Chlamydien-Test auf die männliche Be-
völkerung ausgeweitet, um die Infektionszahl einzudämmen. 

Neurologen – DAK Gesundheit macht sich für Schlaganfallprävention stark  
Mit dem Ziel Schlaganfälle zu verhindern, übernimmt die DAK-Gesundheit im Rahmen eines 
Modellprojekts bei Patienten mit Herzproblemen die Kosten für die ambulante Implantation eines 
Biomonitors und für das anschließende Home-Monitoring, bei dem die Herztätigkeit lückenlos 
erfasst wird. Im Vergleich zur herkömmlichen Diagnostik (in Form ambulanter Untersuchungen 
und Langzeit-EKGs) erfasst der Biomonitor von der Größe eines Zweieurostückes dank der 
täglichen Datenübertragung rund zehn Mal häufiger ein Vorhofflimmern. Durch das zeitnahe 
Einleiten einer Therapie kann die Schlaganfallwahrscheinlichkeit um 50 % gesenkt werden. Das 
Modellprojekt soll zunächst 1.000 Patienten umfassen, die bereits einen Schlaganfall hatten und 
deshalb besonders gefährdet sind: Statistischen Berechnungen zufolge erleiden 55 von 1.000 
herkömmlich behandelten Patienten innerhalb eines Jahres einen weiteren Schlaganfall. Diese 
Zahl soll dank implantiertem Biomonitor auf 31 Betroffene sinken.

Jährlich erleiden laut des IGES-Instituts 154.000 Menschen erstmals Hirninfarkte und Einblu-
tungen sowie 84.000 eine transitorische ischämische Attacke (sog. stiller Schlaganfall in Form 
einer kurzzeitigen Unterbrechung der Blutzufuhr zum Gehirn). Wenn die Rechnung der Statistiker 

aufgeht, lohnt sich die Investition der Kasse und führt nicht nur zu einer verbesserten medizi-
nischen Versorgung sowie einer Lebensverlängerung und -qualität für die betroffenen Patienten 
(jeder fünfte Patient verstirbt nach einem Schlaganfall innerhalb von einem Jahr), sondern auch zu 
Kosteneinsparungen für Schlaganfall(folge)behandlungen. Erhebungen des Erlanger Schlaganfall 
Registers zeigen, dass ein Schlaganfall durchschnittlich 43.000 Euro an Behandlungskosten nach 
sich zieht. Allein im ersten Therapiejahr ist im Durchschnitt mit 15.000 Euro zu rechnen.

Hals-Nasen-Ohrenärzte – G-BA: Entscheidung zu Hörhilfen
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat mit seiner Beschlussfassung zur Änderung der 
Hilfsmittel-Richtlinie unter anderem definiert, wann bei Hörhilfen eine ärztliche Verordnung not-
wendig ist:
■  �Bei der erstmaligen Verordnung von Hörhilfen gilt der sogenannte Arztvorbehalt. Der Facharzt 

hat mit einer erstmaligen Indikationsstellung die Ursache des Hörverlustes vor der Erstversor-
gung abzuklären.

■  �Für alle folgenden Abgaben von Hörhilfen hat der G-BA definiert, wann im Interesse der Pa-
tienten eine als Folgeverordnung erneute fachärztliche Diagnose oder Therapieentscheidung 
zwingend erforderlich ist. Dies gilt z. B. grundsätzlich bei der Hörgeräteversorgung von Kindern 
und Jugendlichen (bis 18 Jahre) und bei neu aufgetretenem Tinnitus.

Sofern nicht ausdrücklich in den Fallkonstellationen des G-BA aufgeführt, ist eine Folgeverord-
nung durch den Facharzt nicht verpflichtend und kann so auch von einem Hörgeräteakustiker vor-
genommen werden. Patienten steht jedoch offen, zur Folgeverordnung einen Arzt zu konsultieren.

Der G-BA hat mit dem Beschluss die vom Bundesministerium für Gesundheit (BMG) im Rahmen 
der Rechtsaufsicht erteilten Maßgaben zur Neufassung der Hilfsmittel-Richtlinie umgesetzt, An-
passungen der Versorgung bei einohriger Schwerhörigkeit sowie der Erfolgskontrolle der Hörge-
räteversorgung vorgenommen sowie definiert, wann eine fachärztliche Verordnung von Hörhilfen 
für die Kostenübernahme zulasten der gesetzlichen Krankenversicherung erforderlich ist. Bereits 
vor zwei Jahren hat der G-BA präzisiert, wann die Kassen die Kosten für eine Hörhilfe zu tragen 
haben: So sind sie dann zur Übernahme der Kosten für Hörgeräte verpflichtet, wenn diese nach 
dem Stand der Medizintechnik Funktionsdefizite des Hörvermögens möglichst weitgehend aus-
gleichen (Ziel ist hierbei, dass Patienten gesprochene Worte auch bei Umgebungsgeräuschen 
und in größeren Personengruppen verstehen können). Der Beschluss ist im Internet unter  
www.g-ba.de/informationen/beschluesse/2045/ abrufbar. 
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ZAHNÄRZTE
Was Patienten beim Zahnarztbesuch stört 
Offenbar ärgern sich viele Patienten beim Zahnarztbesuch über unzureichende Beratung und 
mangelhaften Service. Dies geht aus einer aktuellen Umfrage unter 1.367 Teilnehmern der Platt-
form Zahnersatzguenstig.com hervor. Mit 42 % war die „zu geringe Kostenaufklärung“ das Haup-
tärgernis der Patienten, gefolgt von „schlechter Beratung“ (40 %) und „zu langen Wartezeiten“ 
(38 %). Ganze 31 % der Befragten beklagten „zickige Zahnarzthelferinnen“, während 23 % die 
Behandlungsmethoden als „unmodern“ einstuften. Lediglich 17 % hatten keine Beanstandungen.

Die Umfrage zeigt, dass offenbar in einigen Zahnarztpraxen Handlungsbedarf besteht. Hilfreich 
kann zunächst eine kleinere, anonyme Patientenbefragung in der Praxis sein. Diese dient dann als 
Anlass, gemeinsam mit dem Praxisteam an der Verbesserung von Service und Beratung zu arbei-
ten. Ein freundliches Team ist unerlässlich, um den für viele ohnehin mit Unbehagen verbundenen 
Besuch beim Zahnarzt zu erleichtern. Um durch eine verbesserte Beratung und Kostenaufklärung 
nicht zu viele Zeitressourcen zu binden (was wiederum für längere Wartezeiten sorgen würde), 
sollte sich jede Praxis überlegen, welche Informationen standardisiert an die Patienten weiterge-
geben werden können (z. B. in Form spezieller Informationsblätter oder Broschüren).

 Regional 
Neben fachrichtungsspezifischen Kenntnissen sollten auch regionale Besonderheiten 
zur Kenntnis genommen werden, bevor es zu einschneidenden ökonomischen Entschei-
dungen kommt. Regional stellt den Fokus auf die einzelnen KV-/KZV-Bezirke ein und zeigt 
die Veränderungen auf.

Hessen: Zweiter Gesundheitsmarkt prosperiert 
Die aktuelle Studie „Wachstumschancen des Zweiten Gesundheitsmarktes“ des Instituts für Ar-
beit und Technik in Gelsenkirchen im Auftrag der Initiative Gesundheitswirtschaft Rhein-Main 
zeigt, dass der zweite Gesundheitsmarkt in Hessen und insbesondere im Ballungsgebiet Rhein-
Main deutlich wächst. Im Jahr 2012 umfasste der Markt bereits nahezu 30.000 Vollzeitstellen so-
wie ein Volumen von 5,6 Milliarden Euro, was gegenüber dem Jahr 2009 einer Steigerung um 
5,6 % gleichkommt. Im erweiterten Rhein-Main-Gebiet (rund um Frankfurt bis Mainz und Aschaf-
fenburg) war mit 17 % ein noch höheres Wachstum zu verzeichnen. Hier sorgen vor allem die dort 
seit langem ansässigen Pharma-Unternehmen für „hervorragende Aussichten“ der Region. Hohe 
Potenziale sieht die Studie auch im Bereich der betrieblichen Gesundheitsvorsorge und beim al-
tersgerechten/barrierefreien Wohnen.

Als Folge des demografischen Wandels, des technischen Fortschritts und des erhöhten Lebens-
standards nehmen das Interesse der Bundesbürger an Gesundheit sowie deren Zahlungsbereit-
schaft für Gesundheitsprodukte und -dienstleistungen zu. Bereits heute ist die „Erhaltung von 
Fitness und Gesundheit“ für viele Bestandteil des Lebensstils. Hinzu kommt, dass aufgrund der 
längeren Lebenserwartung immer mehr Menschen im Alter auf alltagsunterstützende Hilfen ange-
wiesen sind. Der sogenannte Zweite Gesundheitsmarkt umfasst alle privat finanzierten Produkte 
und Dienstleistungen rund um das Thema Gesundheit, wie unter anderem:
■  �Randbereiche des Gesundheitsmarktes: z. B. Individuelle Gesundheitsleistungen (IGeL) bzw. 

Selbstzahlerleistungen in Praxen und Krankenhäusern
■  �Konsumbereiche mit Gesundheitsbezug: insbesondere Fitness, Wellness, Gesundheitstouris-

mus, Kur- und Bäderwesen, Bio-Lebensmittel oder Functional Food (Nahrungsmittel, die durch 
Vitamine etc. angereichert sind)

■  �Ambient Assisted Living (AAL) und Homecare: Der Begriff AAL umfasst Entwicklungen und  
Assistenzsysteme, um Menschen in ihren alltäglichen Handlungen bestmöglich und nutzer-
freundlich zu unterstützen und ihnen Kontroll- und Steuerleistungen abzunehmen.

Experten rechnen damit, dass der Zweite Gesundheitsmarkt auch in Zukunft stark wachsen wird. 
Bereits im Jahr 2007 bezifferte die Unternehmensberatung Roland Berger das Volumen des Zwei-
ten Gesundheitsmarktes (der nur zu einem Teil in der offiziellen Statistik für Gesundheitsausga-
ben erfasst wird) auf circa 60 Milliarden Euro und kam zu dem Schluss, dass zum damaligen 
Zeitpunkt eine ungedeckte Nachfrage in Höhe von weiteren 16 Milliarden Euro bestand, für die 
entsprechende Angebote fehlten. Legt man die in der Vergangenheit festgestellte Wachstumsrate 
von jährlich rund 6 % zugrunde, so dürfte der „Selbstzahlerbereich“ – für den keine gesetzlichen 
Ausgaben- bzw. Nachfragebeschränkungen bestehen – im Jahr 2014 ein Volumen von rund 90 
Milliarden Euro erreichen. Auch Ärzte profitieren vom Zweiten Gesundheitsmarkt, z. B. in Form 
Individueller Gesundheitsleistungen (IGeL), Komplementärmedizinscher Angebote und der Ästhe-
tischen Medizin.

Baden-Württemberg: HzV als Profiteur der EBM-Reform 
Die Hausärztliche Vertragsgemeinschaft (HÄVG) hat von der Reform des Hausarzt-EBM profitiert. 
Offenbar haben sich viele Hausärzte aufgrund ihrer Enttäuschung über die Honorarpolitik zur Ein-
schreibung in einen Hausarztvertrag entschlossen. Als weitere „Erfolgsfaktoren“ nennt die HÄVG 
neben der regionalen Ausweitung des Modells den Abschluss vieler Schiedsverfahren, was die 
Barrieren für die Umsetzung zahlreicher neuer Verträge aus dem Weg räumte. Ende vergangenen 
Jahres zählte der Deutsche Hausärzteverband in ganz Deutschland bereits 545 laufende Verträge 
mit rund 15.000 teilnehmenden Hausärzten und fast 3,5 Millionen eingeschriebenen Versicherten. 
Die HÄVG rechnet damit, dass das Honorarvolumen der Hausarztverträge in diesem Jahr die 
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Abbau um 5,6 % entspricht. Betroffen sind insbesondere die Pflege sowie die Diagnostik- und 
Funktionsbereiche. Da in der offiziellen Statistik jedoch nur die Entlassungen verzeichnet werden 
und weder die nicht verlängerten Zeitverträge noch der Abgang des in privaten Einrichtungen an-
gestellten Gesundheitspersonals, das für den öffentlichen Gesundheitsdienst arbeitete, liegt die 
Zahl in der Realität weitaus höher. Die spanische Ärztevereinigung zum Schutz des Öffentlichen 
Gesundheitssystems (FADSP) spricht von einem Entfall von mehr als 53.000 Stellen. 

Überlastetes Personal, organisatorisches Chaos, immer längere Wartezeiten auf Behandlungen 
und notwendige Operationen, Facharztbehandlungen durch Hausärzte – all diese Folgen schla-
gen sich negativ auf die Qualität der Gesundheitsversorgung nieder. Die Ärzte selbst erhalten 
durch per Dekret durchgesetzte Maßnahmen, wie das Reduzieren oder Streichen von Sonder-
zahlungen (u. a. für Nacht- und Bereitschaftsdienste) und der Erhöhung der Wochenarbeitszeit 
um zwei Stunden sowie das Streichen von frei verfügbaren Tagen für mehr Arbeit weniger Gehalt. 
Doch angesichts des zunehmenden Risikos der Arbeitslosigkeit, das mittlerweile auch die Me-
diziner betrifft, bleiben ihnen neben der Suche einer neuen Stelle im Ausland kaum Alternativen. 
Um weitere Einsparungen zu erreichen, haben sich die Regionalregierungen ferner zur Privati-
sierung vieler öffentlicher Gesundheitseinrichtungen entschlossen. Allein in Madrid sollen durch 
die Privatisierung von zwölf Krankenhäusern und 27 Gesundheitszentren rund 600 Millionen Euro 
eingespart werden. Die Befürchtung negativer Effekte auf das Gesundheitssystem infolge der 
Aufwertung kommerzieller Interessen hat zu regelmäßigen und heftigen Protestaktionen geführt. 
Viele Ärzte und Bürger setzen nun Hoffnung in eine Entscheidung des obersten spanischen Ge-
richtshofs, der gegenwärtig die Vorgehensweise der Regionalverwaltung in Bezug auf das öffent-
liche Gesundheitswesen untersucht. Sollten die drastischen Privatisierungs- und Einsparaktivi-
täten nicht verfassungskonform sein, besteht auch für die anderen Regionen wieder Hoffnung. 
Das Urteil wird spätestens bis Ende des Jahres erwartet. 

 Trend 
Auch Trend soll helfen, kreative Beratungsinhalte zu generieren. Visionäre Ideen aus  
der Welt der Heilberufler, ein besonders Nutzen bringender Einsatz der Technik oder  
effiziente Rationalisierungskonzepte werden vorgestellt. 

Markt für kosmetische Behandlungen wächst 
Der weltweite Markt für Schönheitsbehandlungen ist in Bewegung. Dies belegen die aktuellen 
Hochrechnungen der International Society of Aesthetic Plastic Surgery (ISAPS), dem führenden 
internationalen Verband für plastische Schönheitschirurgie, dem über 2.700 zugelassene Schön-
heitschirurgen in 95 Ländern angehören. Im vergangenen Jahr wurden weltweit mehr als 23 

Ein-Milliarden-Euro-Marke erreichen wird. 2013 lag es noch bei 778 Millionen Euro, wobei Ba-
den-Württemberg und Bayern mit 372 bzw. 360 Millionen Euro die größten Anteile ausmachten. 
Ziel des Hausärzteverbandes ist die flächendeckende Ausbreitung der Verträge. Ferner hat der 
Verband mit dem Abschluss kleinerer Verträge mit der Axa und der Gothaer erste Schritte zum 
Einstieg in den Markt mit den privaten Krankenversicherungen unternommen. Baden-Württem-
berg, das mit dem großen AOK-Hausarztvertrag als einer der „Pioniere“ der hausarztzentrierten 
Versorgung gilt, verzeichnete einen besonders starken Zulauf. Bei dem AOK-Vertrag sind aktuell 
über 3.800 Hausärzte und 1,25 Millionen Versicherte eingeschrieben mit steigender Tendenz. 
Eine aktuelle Versicherten-Befragung von Prognos im Auftrag der AOK Baden-Württemberg zeigt 
hervorragende Rückmeldungen der im AOK-Hausarztvertrag eingeschriebenen Versicherten: 
97 % der Versicherten sind absolut überzeugt, sehr zufrieden oder zufrieden. 90 % würden das 
Modell weiterempfehlen. Als Grund für die Teilnahme gaben 92 % der Befragten die koordinierte 
Versorgung durch den Hausarzt und 71 % als Teilnahmegrund die mit dem Vertrag verbundenen 
besonderen Leistungen an (u. a. garantierte Abendsprechstunden für Berufstätige, erweiterte 
Gesundheits- bzw. Vorsorgeuntersuchungen, Zuzahlungsbefreiungen bei einer Vielzahl an Arz-
neimitteln). Auch die teilnehmenden Hausärzte profitieren. Im Vergleich zur kollektivvertraglichen 
Versorgung erhalten sie sowohl eine bessere als auch bedeutend schnellere Vergütung.

 International 
Modelle, die sich im Ausland bewährt haben, oder besonders forsche marktwirtschaft-
liche Gesundheitskonzepte anderer Länder beeinflussen die Zukunft unseres eigenen  
Systems. Das Wissen über derartige Entwicklungen kann auch in hiesigen Praxen  
richtungsweisende Veränderungsprozesse initiieren. 

Gesundheitsversorgung in Spanien: In der Krise
Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat in Spanien deutliche Spuren im Gesundheitswesen hinterlas-
sen. Angesichts der überfüllten Wartezimmer und Krankenhäuser und des bis an die Grenzen der 
Erschöpfung arbeitenden Gesundheitspersonals muten die gegenwärtig in Deutschland diskutier-
ten Wartezeitenprobleme geradezu „paradiesisch“ an. Allen Protesten der Bevölkerung zum Trotz 
blieb das öffentliche Gesundheitssystem nicht von harten Kürzungen verschont. Die Kürzung der 
Gesundheitsausgaben um fast 10 % während der vergangenen zwei Jahre äußern sich in einem 
deutlichen Personalabbau, dem Schließen von Gesundheitszentren, der Reduktion von Sprech-
stundenzeiten der öffentlichen Gesundheitseinrichtungen und von Leistungen (die Kosten für viele 
Operationen und für über 400 Medikamente müssen nun von den Patienten selbst übernommen 
werden). Nach Auskunft des spanischem Gesundheitsministeriums fielen in staatlichen Kranken-
häusern und Gesundheitszentren rund 28.500 Stellen (-5,6 %) dem Rotstift zum Opfer, was einem 
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Millionen kosmetische Behandlungen durchgeführt. Deutschland steht hinsichtlich der Zahl der 
Behandlungen mit insgesamt 654.115 chirurgischen und nicht-chirurgischen kosmetischen Be-
handlungen an vierter Stelle nach den USA (3.996.631), Brasilien (2.141.257) und Mexiko (884.353). 
Die häufigsten Eingriffe in Deutschland waren der ISAPS zufolge Brustvergrößerungen (55.160), 
Fettabsaugungen (53.134), Augenlidkorrekturen (48.675), Nasenkorrekturen (30.872) und Eigen-
fettgewebetransplantation einschließlich Fettunterspritzung und stammzellenverstärkter Fettun-
terspritzung (25.202). Bei den nicht-chirurgischen Schönheitsbehandlungen standen die Bo-
tox-Behandlungen mit 162.056 an erster Stelle gefolgt von resorbierbaren Implantaten (129.279).

Auch wenn die Zahlen der ISAPS mit Sicherheit nicht den kompletten Markt erfassen, belegen 
sie, dass insbesondere die kosmetische Chirurgie (weltweit) im Trend liegt und somit Ärzten mit 
entsprechender Qualifikation gute Einkommenschancen bieten kann. Hierbei ist allerdings zu 
beachten, dass kosmetische Behandlungen in der Regel unter die Umsatzsteuerpflicht fallen. 
Grundsätzlich sind Leistungen, die nicht der Heilbehandlung dienen, bzw. für die keine medi-
zinische Indikation vorliegt, umsatzsteuerpflichtig. Der Bundesrechnungshof nennt in diesem  
Zusammenhang ausdrücklich folgende Leistungen: „Fettabsaugungen, kosmetische Brustopera-
tionen, das Entfernen von Tätowierungen und das Bleichen der Zähne“.

Pflegeberufe: Azubis sorgen für Hoffnung
Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) kommt in seiner aktuellen Studie „Gesundheitsfach-
berufe im Überblick“ zu dem Ergebnis, dass die Gesundheitsfachberufe für viele junge Menschen 
attraktiv sind. Von 2007/2008 bis 2011/2012 verzeichneten die 17 bundesrechtlich geregelten Ge-
sundheitsfachberufe hinsichtlich der Auszubildendenzahlen einen Zuwachs um 5,9 % auf ins-
gesamt rund 187.000. Insbesondere die Altenpflege liegt im Trend: Hier ließ sich im genannten 
Zeitraum ein Anstieg der Auszubildendenzahlen um 36,2 % auf 55.966 beobachten. Damit war 
die Altenpflege der Gesundheitsfachberuf mit der höchsten Zuwachsrate. Daneben sind auch 
Ausbildungen im Bereich Gesundheits- und Krankenpflege und Kinderkrankenpflege besonders 
gefragt. Insgesamt umfassen die drei Pflegefachberufe einen Anteil von 65,5 % der Schüler aller 
Gesundheitsfachberufe. Nach wie vor am attraktivsten – wenn auch mit einer Wachstumsrate 
von „nur“ 7,6 % – ist der Ausbildungsgang Gesundheits- und Krankenpflege mit 59.857 Schülern 
(2011/12). Die Ausbildungszahlen in der Kinderkrankenpflege nahmen um 4,7 % auf 6.442 zu. Im 
Gegensatz zu den obigen Berufen fielen die Physiotherapeuten (- 10,1% auf 22.557 Schüler) und 
Ergotherapeuten (- 23,7 % auf 10.183 Schüler) durch einen starken Abwärtstrend auf. 

Die Statistik weckt Hoffnung. Offenbar sind viel mehr junge Menschen aus Deutschland an einer 
pflegerischen Ausbildung interessiert als gedacht. Hie rbei dürften auch finanzielle Anreize eine 
Rolle spielen. Einige Bundesländer haben das Schulgeld in der Altenpflege abgeschafft. Ferner 
wird bei Umschulungsmaßnahmen zur Altenpflege auch das dritte Ausbildungsjahr gefördert. 

Nun gilt es, diese Menschen auch nach ihrer Ausbildung in ihrem Beruf zu halten. Dies wird 
jedoch nur dann gelingen, wenn die entsprechenden Perspektiven in Form eines attraktiven Ein-
kommens und einer verträglicheren Arbeitsbelastung geschaffen werden.

Kooperation zwischen TK und Social-Media-Arzt  
„Doktor Johannes“
Für mehr als 60 % der deutschen Internetnutzer ist das Internet die erste Anlaufstelle, um nach 
Antworten auf ihre Gesundheitsfragen zu suchen. Doch welche Informationen sind überhaupt 
sinnvoll und helfen während der wenigen Minuten im Arztzimmer? Die Techniker Krankenkas-
se startet nun eine Kooperation mit dem Social-Media-Arzt „Doktor Johannes“ (Dr. med. Jo-
hannes Wimmer), welcher auf seinem Video-Portal umfangreiche Informationen zu Gesundheit 
und Krankheit einfach und für jeden verständlich vermittelt. 

Das Ziel der Kooperation ist es, Menschen auf eine unterhaltsame Art und Weise bei der Vorbe-
reitung des Arztbesuches zu unterstützen, damit diese in der Lage sind, die richtigen Fragen zu 
stellen wie auch die Symptome so klar wie möglich zu beschreiben. Der Arztbesuch soll dadurch 
nicht ersetzt werden. Innerhalb der einjährigen Kooperation wird es wöchentlich ein neues Vi-
deo von Doktor Johannes zu „amüsanten“ Themen, z. B. dem „Smartphone-Nacken“, aber auch 
zu schwereren Erkrankungen geben. Die Videos gibt es auf dem YouTube-Kanal der TK unter  
www.youtube.com/tk zu sehen. Des Weiteren kommuniziert Dr. Johannes auch in sozialen Netz-
werken wie Twitter, Facebook und Google+. 

Mit der rasanten Weiterentwicklung des Internets stehen den Bürgern vielfältige Informations-
quellen und Entscheidungshilfen zur Verfügung, die sie bei der Wahl von Ärzten und Kliniken 
sowie bei Fragen zu Krankheiten, einschließlich der Diagnose- und Therapiemöglichkeiten, unter-
stützen. Hierzu zählt auch der Bereich „Social Media“. Die Einrichtungen des Gesundheitswesens 
sind derzeit noch eher selten in den sozialen Netzwerken wie Facebook, Twitter, Youtube etc. 
engagiert, Tendenz jedoch steigend. Dieser Bereich bietet ein großes Potenzial beispielsweise 
hinsichtlich einer verbesserten Kundenbindung (u. a. über spezielle Service-Angebote und ins-
besondere über die Interaktivität der Plattformen). Einige der gesetzlichen Krankenkassen und 
privaten Krankenversicherungen bieten bereits Chats und Foren auf ihren Websites und sind z. B. 
bei XING, Twitter und Facebook vertreten. Auch eine zunehmende Zahl an niedergelassenen  
Medizinern, Kliniken oder Klinikabteilungen präsentiert sich mittlerweile auf Facebook.
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Fortbildungsveranstaltungen 2014

Die Zukunft des niedergelassenen Arztes liegt in der Kooperation.

Seminarinhalt: 	 n �Kooperationsformen unter betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten

	 n �Abrechnungsproblematik der einzelnen Kooperationsformen
	 n Der Weg zur richtigen Kooperation
	 n Wertsicherung der Praxis
	 n Nachfolgeregelung durch Kooperationsformen

Abendseminar:	 von 19:00 bis 21:00 Uhr

Es ist davon auszugehen, dass in den nächsten 20 Jahren ca. 50.000 Ärzte  
aus der ambulanten Versorgung ausscheiden. Man sollte sich daher rechtzeitig 
über seine eigene Zukunft Gedanken machen.

Seminarinhalt: 	 n �Einstiegsvarianten in Kooperationsformen
	 n Anstellungsmodelle
	 n Praxisübernahme
	 n Öffentliche Förderung
	 n Finanzierungsformen

Abendseminar:	 von 19:00 bis 21:00 Uhr

Die Termine sowie den Veranstaltungsort erfahren Sie bei uns.

Von der Landesärztekammer Baden-Württemberg
anerkannte Fortbildungen für Ärzte und Zahnärzte

Referenten:
Martin Graf
Geschäftsführer H.U.G Betriebswirtschaftliche Beratungsgesellschaft mbH, 
Anerkannter RKW-Berater 
Lehrbeauftragter der Hochschule für Gesundheitswesen
Dozent IBG Institut

Rolf Huttenlocher
Prokurist H.U.G Betriebswirtschaftliche Beratungsgesellschaft mbH, 
Anerkannter RKW-Berater

Dragisa Macos
Prokurist H.U.G Betriebswirtschaftliche Beratungsgesellschaft mbH, 
Anerkannter RKW-Berater
Dozent IBG Institut

Burkhard Bedei
langjähriger Mitarbeiter der KV-Nord-Württemberg,
Mitautor unterschiedlichster Fachliteratur

Klaus Vossler
Steuerberater

Ulrike Hespeler
Assessorin der Landesärztekammer Baden-Württemberg

Kooperation?

Praxis oder Klinik?

3 
Fortbildungs-

punkte

3 
Fortbildungs-

punkte
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Ärztestammtische 2014
Für unsere Mandanten sind wir gerne bereit vor Ort einen Ärztestammtisch zu folgenden Themen durchzuführen

H.U.G
Betriebswirtschaftliche 
Beratungsgesellschaft mbH

Kesselstraße 17, 70327 Stuttgart
Postfach 60 02 63, 70302 Stuttgart
Fon +49 711 / 2489773
Fax +49 711 / 282791
E-Mail mail@hug-beratung.de

H U G
U
G

Healthcare Competition Center

2014 haben Sie so gute Möglichkeiten wie noch 
nie, eine berufliche Veränderung vorzunehmen!

Bei einer kulinarischen Tischrunde erfahren Sie alles 
Wichtige zum Thema

	 n �Teilzulassung mit  
Angestelltenverhältnis, 

	 n Vollzulassung,
	 n Juniorpartner,
	 n Finanzierung,
	 n öffentliche Fördermittel.

Welche Kooperation ist sinnvoll?

Bei einer kulinarischen Tischrunde erfahren Sie alles 
Wichtige zum Thema

	 n Kooperationsformen, 
	 n Honorarauswirkungen,
	 n �Betriebswirtschaftliche  

Gestaltungsmöglichkeiten.

Praxisabgabe und Nachfolge rechtzeitig planen!

Bei einer kulinarischen Tischrunde erfahren Sie, wie 
und wann man rechtzeitig beginnt die Nachfolge  
zu planen.

Nutzen Sie unser Know-how!



QUID
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H.U.G
Betriebswirtschaftliche 
Beratungsgesellschaft mbH
Kesselstraße 17, 70327 Stuttgart
Postfach 60 02 63, 70302 Stuttgart

Tel. 0711-2489773
Fax 0711-282791
mail@hug-beratung.de
www.hug-beratung.de
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U
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Healthcare Competition Center

	 Healthcare/Gesundheitswesen
	 n Hausärzte
	 n Fachärzte
	 n Zahnärzte
	 n MVZ
	 n Apotheker
	 n Tageskliniken ambulant/stationär
	 n Kliniken
	 n Krankengymnasten/Physiotherapeuten
	 n Sonstige Heilberufsangehörige

	 Competition/Wettbewerb
	 n Einzelpraxis
	 n Berufsausübungsgemeinschaft örtlich/überörtlich
		  - BGB Gesellschaft
		  - Partnerschaftsgesellschaft
		  - Medizinisches Versorgungszentrum
	 n Organisationsgemeinschaft
		  - Praxisgemeinschaft
		  - Gerätegemeinschaft
		  - ausgelagerte Praxistätigkeit

	 Center/Schaltstelle
	 n Controlling
	 n Liquiditätsplanung
	 n Unternehmensbewertung
	 n Basel II / Rating
	 n Existenzgründung
	 n Betriebsübergabe
	 n RKW-Beratung
	 n Öffentliche Förderung
	 n Finanzierung
	 n Leasing
	 n Altersvorsorge
	 n Fortbildung
	 n Zulassungswesen / Kassenrecht
	 n Abrechnungsanalyse
	 n anerkannte LÄK – BW Fortbildungsveranstaltungen
	

Unternehmensgründung: 	
1988

Geschäftsführer: 	
Martin Graf

Beraterteam: �	
Martin Graf, Dragisa Macos,  
Rolf Huttenlocher, Achim Bacher

Vertragsarztexperte: 	
Burkhard Bedei

Seminarorganisation: 	
Susanne Ullrich, Janine Böttcher


